Prüfungsvorbereitung Politische Philosophie
Grundlagen
· Was ist politisches Handeln?
· a. spezifische Form der Assoziation (Polis)
· b. Bestimmung und Durchsetzung allgemein verbindlicher Regeln des Zusammenlebens
· c. Konsens durch Deliberation oder
· d. machtbasiertes Handeln und Feilschen
· positiv: im Gegensatz zur Anwendung von Gewalt; legitimer Einsatz von Machtmitteln
· negativ: im Gegensatz zu Freiwilligkeit oder Deliberation (Macht: „soft power“ / „hard power“ etc.)
· e. High politics vs. low politics
· (H) Politik, die unmittelbar interessiert ist daran, das Überleben des Staates zu sichern (nationale und international Sicherheit) vs.
· (L) Wirtschaftliche und soziale Politik, nicht überlebenswichtige Massnahmen
· f. Beziehung zwischen öffentliche Institution – Individuum
· g. Beziehungen zwischen politischen Gemeinden
· Ausdrücke in Griechisch, Englisch:
· politeia = politisches Gemeinwesen (Polis, polity)
· institutionelle Dimension
· Kernbedeutung: Mit der territorial gebundenen Kompetenz der Gesetzgebung ausgestattete Assoziation von BürgerInnen
· umfassendere Bedeutung: auch ungeschriebene Regeln, massgebliches Normengefüge etc.
· Rawls „basic structure“: Verfassungsstaat als umfassendes Kooperationssystem
· politikos = Bürger – Polis als Bürgergemeinschaft
· politics = Prozess politischen Entscheidens / Handelns
· Feilschen um Interessenswahrnehmungen- und Ausgleich, Verhandlungsprozesse, Wahlverfahren, Öffentlichkeitsarbeit, Lobbyismus
· Aber auch: Deliberationsverfahren, Vernehmlassungsprozesse etc.
· policy = Politikfeld, Politikinhalt, Massnahme des öffentlichen Handelns
· Sozialpolitik, Bildungspolitik, Gesundheitspolitik, Energiepolitik etc.
· Bilanz „politisch“ bezeichnet ..das gemeinsame Handeln unter folgenden Bedingungen:
· Allgemeine Verbindlichkeit: Es sollen allgemein verbindliche Entscheide getroffen werden
· Notwendigkeit des Entscheidens: Entscheide können nicht unbeschränkt aufgeschoben werden
· Nicht Reduzierbarkeit auf technische Fragen: Entscheide basieren auch auf Wertewahl und Güterabwägung
· Dissens: Entscheide müssen oft gefällt werden, obschon es über Werte und Ziele keinen abschliessenden gesellschaftlichen Konsens gibt
· 3 Verständnisse des Politischen:
· 1. Epistemisches Verständnis:
· geht von Möglichkeit der Reduzierung von Pluralismus an Meinungen aus: politische Entscheidungen können inhaltlich entweder richtig oder falsch sein
· führt je nach erkenntnistheoretischen Voraussetzungen entweder zu wissenschaftsbasierter „Antipolitik“ (deliberativ-elitär: Expertokratie)
· oder zu Politik als gemeinsamer Wahrheitsfindung (deliberativ-demokratisch: Wahrheitsfindung ist unter Einbezug vieler möglichst kompetenter Akteure in herrschaftsfreiem Diskurs am besten erreichbar)
· 2. Agonistisches Verständnis:
· Wissenschaftliches Wissen nicht hinreichend für die „Lösung“ von politischen Problemen
· Irreduzibler Pluralismus der Interessen und Wertesysteme
· Kooperation und Konkurrenz durch Verfahren. Zustimmung zu Verfahren (anstatt Zustimmung zu Inhalten)
· Anerkennung einer Verfassungsgrundlage und wechselseitige Anerkennung als Mitglieder der politischen Gemeinschaft zentral
· politische Gegnerschaft in anerkanntem Verfahren. Analogie zum Sport: Gegner (nicht Feind)
· Zwei Varianten:
· 1. Liberale Demokratie:
· kompetitive Marktwirtschaft, kompetitives Mehrparteiensystem und Parlamentarismus beruhend auf Gesetzen und Verfassung in der Grundrechte garantiert werden
· 2. Adversarial politics:
· die liberale Demokratie selber und jeder politischer Akt ist hegemonial
· Politik ist die ständige Auseinandersetzung um Hegemonie: Politik als Machtkampf um Vorherrschaft
· Demokratie überwindet nicht den Wir-Sie-Gegensatz, sondern etabliert ihn
· 3. Antagonistisches Verständnis:
· Kampf um Hegemonie zwischen „Freund“ und „Feind“
· Jeder Konsens / jede kollektive Identität beruht auf Ausschliessung eines signifikanten Andern / eines konstitutiven Ausserhalb
· niemals rationale Lösung grundlegender kollektiver Identitätskonflikte
·  schliessen sich nicht zwingend gegenseitig aus
· Aussage sind:
· deskriptiv = auf nicht wertender Beschreibung beruhend
· in der Regel überprüfbar, widerlegbar, präzis/unpräzis; intersubjektiv nachvollziehbar
· normativ = präskriptiv, eine Norm angeben oder anwenden; eine Norm begründen
· 1. juridische oder andere formale Norm
· positive Norm: Verbot, Pflicht, Erlaubnis, Standard
· 2. moralische Norm
· dito, gilt aber auch ohne rechtliche Bestimmung oder ist deren Grundlage
· evaluativ = auf wertende Beschreibung aufgrund von Kriterien/Normen bezogen
· Politische Philosophie (Miller)
· untersucht die Frage nach der Begründung politischer Autorität und guten Regierung
· Anspruch: Wir können über diese Fragen eine Art von Wissen produzieren weil..
· wir den Unterschied zwischen guter und schlechter Regierung wissen können, basierend auf common sense
· Politische Philosophen denken über common sense-Wissen kritisch und systematisch nach
· wir über ein solches Wissen verfügen sollten, da die Art und Weise, wie wir regiert werden unser Leben direkt und indirekt stark beeinflusst
· die Regierungsform und politische Autorität nicht prädeterminiert ist, sondern wir eine Wahl haben
PA: Thomas Hobbes	
· Warum Begründung der PA?
· Verneinung jeglicher Selbstverständlichkeit der Herrschaft von Menschen über Menschen (Mensch ist primär Individuum, erst sekundär Gesellschaft)
·  Begründungspflicht
· Historischer Kontext des Gedankenexperiments
· 16.-17. Jh Bürgerkriege und Religionskriege in ganz Europa, ab 1642 in England auch Bürgerkrieg
·  Hobbes schreibt Leviathan in Paris während Bürgerkrieg
· Unsicherheit (immer mögliche Gewalt) als Hauptproblem menschlichen Zusammenlebens
· Radikale Individualisierung des Bürgerkriegs im Gedankenexperiment des Naturzustandes
· Gedankenexperiment Naturzustand:
· Annahmen:
· 1. Konstitutiver Egoismus: Strebenatur des Menschen: Konkurrenz individueller, unbegrenzter Begehrlichkeiten (natural right)
· 2. Knappheitsbedingte Konkurrenz
· 3. Gleichheit der Menschen (Körper, Geist, auch der Schwächste kann den Stärksten töten)
· 4. Uncertainty (kein Risikokalkül möglich)
· 5. Gebrechlichkeit, Mangel an Selbstvertrauen (diffidence)
· 6. Supponierte totale Abwesenheit von PA
· Argument (folgt aus 1.-6.):
· a.) Rationalität des Misstrauens: Furcht und Selbstjustiz; jeder rechnet mit dem Schlimmsten; Präventivgewalt; Spirale der Gewalt
· b.) Wirkungslosigkeit verinnerlichter Regeln (laws of nature), also der Moral: korrosive Wirkung von Trittbrettfahrertum und mögliche Todesfolgen für diejenigen, die laws of nature respektieren
· Konsequenzen von a.) und b.):
· Abwesenheit PA ist auch für bösartigsten Egoisten nicht rational
· man braucht keine besonderen moralischen Werte zu teilen, um die Notwendigkeit der PA anzuerkennen
· ein rationaler Akteur, der PA grundsätzlich ablehnt, verneint die Sicherung des Überlebens als Voraussetzung rationalen Handelns  Selbstwiderspruch
· Funktionsweise Gedankenexperiment:
· Form: Begründung econtrario (Umkehrschluss):
· 1. Geht von vollständiger Disjunktion von zwei und nur zwei Möglichkeiten aus (PA oder keine PA)
· 2. Nimmt das Gegenteil von dem an, was man begründen will (es gibt keine PA)
· 3. Führt diese gegenteilige Annahme in Selbstwiderspruch
· 4. Da es nur die zwei Möglichkeiten gibt, folgt daraus die Notwendigkeit der Annahme PA
· Naturzustand als einmaliges Prisoner’s Dilemma:
· A und B sind in „Nash equilibrium“ wenn A die beste Wahl trifft unter Berücksichtigung der Wahl von B (defect, not cooperate), und umgekehrt
· Nur ein Nash equilibrium: Trittbrettfahren ist die dominante Strategie im einmaligen PD -> rationale Egoisten kooperieren nicht ohne PA
· Wenn rationale Individuen..
· unter Bedingung des NZ in einmaliger PD Situation sind, braucht es externe Autorität, um Kooperation rational zu gestalten
· unter Bedingung des NZ in mehrmals wiederholten PD Situation mit den gleichen Akteuren sind, braucht es externe Autorität um Kooperation attraktiv zu machen
· unter Bedingungen des NZ in einer unendlich wiederholten PD Situation mit den gleichen Akteuren sind, ist Trittbrettfahren nicht mehr die dominante Strategie
· Naturzustand – Prisoner’s Dilemma:
· Für alle wäre es vorteilhaft, wenn (fast) alle die kooperative Strategie wählen würden
· Vorteil gibt es nicht, wenn nicht (fast) alle diese kooperative Strategie wählen
· Die kooperative Strategie zu wählen impliziert ein Opfer (nicht so bei Strategie des Trittbrettfahrens)
· Oper ist klein im Vergleich mit dem Nutzen aus gemeinsamer Kooperationsstrategie
· Aber!: Es ist maximal nachteilig, sich dann zur Kooperationsstrategie zu entschliessen, wenn (fast) alle anderen nicht diese Strategie wählens
· Notwendige Elemente der PA aufgrund von Hobbes’ Gedankenexperiment:
· 1. Allgemeine Anerkennung der PA (Vertrag: faktisches oder hypothetisches Verständnis)
· 2. Zwangsgewalt (unbedingte Durchsetzung)
· 3. Souveränität (höchste Autorität: bei Hobbes entweder Fürst oder Parlament)
·  Souverän selbst ist souverän, nicht den Gesetzten unterworfen, die er für Untertanen erlässt
·  Absoluter Herrscher, nur Rechte, keine Pflichten (funktionale Pflicht des Bekämpfens des Naturzustands)
·  Begründung der PA aus einem antagonistischen Verständnis des Vorpolitischen (Abwesenheit PA)
·  Das Poltische als Überwindung des Antagonismus durch rational begründbaren Basiskonsens über Notwendigkeit der PA zur Garantie von Frieden und Sicherheit
· Schwierigkeiten von Hobbes’ Ansatz:
· 1. Allgemein: Historische Wirklichkeit zeigt Möglichkeit des Risikokalküls selbst im NZ
· 2. Besonders: Behauptung des notwendigen Zusammenhangs zwischen Abwesenheit von PA und Krieg (alle gegen alle):
· i. fehlende empirische Evidenz des Kriegs alle gegen alle  internationalistische Analogie
· ii. Problem der kollektiven Konfrontation: NZ wird nicht wirklich überwunden (Souveränität gegen Innen, Naturzustand der Souveräne gegen aussen)
·  Zustand allgemeiner Unsicherheit für den Einzelnen bleibt nach dem Gesellschaftsvertrag bestehen wegen den internationalen Beziehungen
· 3. Absolutismus:
· Naturzustand des absoluten Souveräns mit den Herrschaftsunterworfenen bleibt bestehen
· 4. Keine Begründung einer Gehorsamspflicht gegenüber konkreter PA, keine Erklärung der Staatsentstehung
PA: John Locke
· „Two Treatieses of Government“ - 1689
· Lockes Schlussfolgerung aus Voraussetzugen der PA:
· Der Leviathan (absolute Souverän) kann für das Individuum zur Bedrohung werden; Überlegung gilt für jeden Souveränitätsträger
· „He being in a much worse condition who is exposed to the Arbitrary Power of one Man, who was the Command of 100'000, than he that is exposed to the Arbitrary Power of 100'000 single Men.“
·  Lösung: Konstitutionalismus: Gebundenheit der Staatsgewalt + der Bürger an Verfassung
·  Staatsgewalt ist nur zustimmungswürdig wenn sie kontrolliert (begrenzt) ist und Grundfreiheiten schützt
Der assoziative Ansatz (Aristoteles)
· Der assoziative Ansatz:
· Ist ebenfalls Versuch der Antwort auf Frage nach Legitimität von PA
· Annahmen, Voraussetzungen:
· Existierende soziale Praxis
· Konkrete assoziative Bindungen der Menschen
· Konkrete historische Situierung der Menschen
· Stufung und Assoziierung der Gemeinschaften
· Teleologisches Menschenbild (Zweck des Menschen besteht aus Streben nach vollkommenen, guten Leben)
· Idee des Guten; guten Lebens
· 2 Hauptannahmen:
· Methode: Vorrang des Partikularismus gegenüber Universalismus
· Frage, ob es Werte gibt, die für alle Menschen gelten und begründbar sind, oder ob Werte gruppenabhängige Einstellungen sind, die sich je nach kultureller, ethnischer oder religiöser Zugehörigkeit unterscheiden
· Methaphysik: Wert der Gemeinschaft an sich und Wert der Gemeinschaft für Herausbildung von Individuen/Personen
· Hauptthesen von Aristoteles:
· 1. Staat (Polis) gehört zu den von Natur aus existierenden Dingen
· Genealogische Erklärung:
· Vereinigung zu Paaren  Haushalt  Dorf (mehrere Haushalte)  Polis
· „Staatlicher Verband ist die aus mehreren Dörfern gebildete vollendete Gesellschaft, die vollständig autark ist. Um des Überlebens willen ist er entstanden, er besteht aber um des vollkommenen Lebens willen.“
· 2. Der Mensch ist ein von Natur aus politisches Wesen (zoon politikon)
· Mensch ist von Natur aus auf Kooperation mit anderen angewiesen
·  Folglich kann er nur in Gemeinschaft sein Potential verwirklichen
· Differenz Mensch – soziale Tiere:
· Mensch ist vernunft- und sprachbegabtes Lebewesen
· Ist also mehr als eine Herde oder ein Bienenstaat
· „Wer aber nicht in Gemeinschaft leben kann oder in seiner Autarkie ihrer nicht bedarf, der ist kein Teil des Staates, sondern ein wildes Tier oder Gott.“
· Sprache nützlich für Verständigung über Gerechtes/Ungerechtes
· Gemeinsamkeit in Fragen der Gerechtigkeit macht eine Polis aus
·  Politische Natur des Menschen = Mensch ist kooperationsbedürftig, strebt nach Autarkie und ist kommunikationsfähig  kann seine natürlichen Anlagen am Besten in gesetzlich geregelter Gemeinschaft verwirklichen
· Implikationen:
· Naturzustand (Staat) im Sinn eines höchsten Zwecks des Menschen
· Individuum erreicht höchsten ethischen Status erst als Bürger
· Natürlichkeit der Herrschaft, aber besondere Ausprägung in der Polis als Herrschaft von Gleichen über Gleiche
· Bürger müssen fähig und bereit sein, im Turnus herrschende und beherrschte zu sein
· Polis als organisches Gesamtes seinen Teilen übergeordnet
Kommunitarismus
· Allgemein:
· Steht in der aristotelischen / hegelischen Tradition
· begreift Mensch als soziales Wesen
· Mensch notwendigerweise von Tradition seines Gemeinwesens geprägt
· Politische Gemeinschaft muss aus Formen natürlicher Gemeinschaft entstehen und begründet werden („social habits“)
· Wenn gesellschaftliche Prozesse kleine, überblickbare Gemeinschaftsformen zerstören, müssen neue Formen geschaffen werden
· Vorrang einer gemeinschaftlich akzeptierten Idee des Guten (gemeinschaftliche Werte) vor abstrakten ideen von Rechten und Gerechtigkeit
· Nicht-staatlicher Kommunitarismus in USA: (besonderheit)
· Favorisiert gemeinschaftliche Selbsthilfe, Familie etc.
· überblickbare Solidargemeinschaften statt grosser, ineffizienter, entmündigender Staat
· Fazit:
· Assoziative Theorie der PA als Gegenmodell zu „worst case scenario“ der Vertragstheorie
· PA nicht der Masse konkurrierender Individuen gegenüber gestellt, sondern höchste Gemeinschaft von Gemeinschaften
· PA nicht Ermöglichungsbedingung individueller Konkurrenz, sondern Bedingung der Hinführung der Menschen auf ihren gemeinsamen Zweck des guten Lebens
· Teleologisches „best case scenario“
· Kritik:
· i. Praxis als Norm? 
· ii. Praktische Prinzipien (Freiheit, Gleichheit) werden aus der Praxis gewonnen und gleichzeitig als unabhängige Kriterien der Evaluation sozialer Praxis postuliert
·  Politische Gemeinschaft muss bestimmte Qualitäten haben, damit das Faktum der Zugehörigkeit politische Pflichten begründet
·  Qualitäten werden an die konkrete Gemeinschaft herangetragen in Form von allgemeinen Prinzipien der Gemeinschaftlichkeit
·  Entscheidung, ob eine konkrete Gemeinschaft begründet ist, ergibt sich nicht rein praxisimmanent, sondern aus einer externen Beurteilung anhand von verallgemeinerungsfähigen Kriterien
· iii. Ansatz scheint nicht ohne Prinzipien auszukommen, die in der Struktur des Vertrags angelegt sind:
· e.g. Anerkennung zwischen gleichwertigen Partnern; Kriterium der Zustimmungswürdigkeit der Bindungen und Verpflichtungen
· iv. Kann Zwangscharakter der PA aus traditionalen Bindungen und faktischer Praxis gerechtfertigt werden? Eher nein.
· v. Unterscheidung zwischen Erklärung und Begründung von PA
Neutrale Begründung PA (Gregory Kavka)
· simple account (vgl. James Madison)
· Da moralisch unvollkommen, brauchen Menschen eine PA
· Wären Menschen moralisch vollkommen, bräuchten sie keine PA
· complex account
· Notwendigkeit einer Regierung verbunden mit mehreren Faktoren
· simple account nicht ausreichend
· Was bedeutet „neutral“?
· möglichst voraussetzungsschwach, ohne Voraussetzung „natürlicher“ Autorität
· Mensch: muss sich als frei denken, um sich als Mensch zu denken; zu eigenen Präferenzen fähiges Wesen, handelt nach Gründen (Kant)
· ohne (+/-) wertendes Menschenbild
· ohne teleologisches Menschenbild
· ohne konkrete Konzeption von Gemeinschaft, nur Faktum des Pluralismus
· Government (PA):
· Subsystem einer Gesellschaft, die sich in einem Territorium befindet, welches ausreichend Macht besitzt, um Streitigkeiten zwischen den Mitgliedern der Gesellschaft (und anderen auf dem Territorium), falls nötig mit Gewalt zu schlichten und welches als einziges Legitimität in der Ausübung dieser Macht beansprucht
· Moralisch vollkommenes Wesen
· i. System moralischer Überzeugungen ist konsistent und komplett: es enthält alle wahren und nur wahre moralische Überzeugungen
· ii. Handelt immer bewusst gemäss seinen moralischen Überzeugungen
· iii. Wesen mit beschränkten kognitiven Kapazitäten und unvollständiger Information
· 4 Gründe weshalb auch moralisch vollkommene Wesen Dispute über Fakten und Ursachen haben werden:
· Unterschiedliche Auffassungen über Tatsachen
· Moralischer Pluralismus
· Differenzen in den Werterankings
· Kognitive Einschränkungen
·  Auch moralisch vollkommene Wesen haben als unabhängige Agenten Probleme bei der Koordination der Kombination ihrer Handlungen für die Produktion gegenseitig wertgeschätzter Ergebnisse
·  Einwände:
· i. moralisch vollkommenes Wesen ist ein Wesen, das in allen konkreten Situationen die moralisch richtige Handlung wählt
· Antwort: Beobachter müsste Moralpluralismus verneinen und moralischen Objektivismus annehmen
· Setzt perfekte Auffassungsgabe voraus und kognitive Perfektion (damit alle „Engel“ sämtliche Situationen gleich wahrnehmen)
· Falscher Schluss, dass Menschen die moralisch perfekt wären, immer zum gleichen Schluss bei praktischen Angelegenheiten kämen
· ii. Einwand der freiwilligen Schlichtung von Konflikten: Moralisch vollkommene Wesen lösen ihre Differenzen gütlich und friedlich (ergo brauchen keinen Staat)
· Antwort: Impliziert Priorität von Kompromissen über moralischen Werten bei substanziellen Werten: „compromsing angels“
· Unstabiles Gefüge über Zeit wenn ein nicht kompromissbereiter Engel Teil der Gesellschaft ist; Kompromiss wird immer weniger wichtig ohne einen „schützenden Engel“ -> PA
· iii. Einwand des überflüssigen Staates: Dispute zwischen moralisch vollkommenen Wesen könnten gar nicht durch den Staat gelöst werden
· Antwort: Dafür müsste man annehmen, dass „Engel“ eine zu friedlichen Übereinkommen gegenteilige Haltung einnehmen
· Schlussfolgerung von Kavka:
· Konflikte sind nicht einfach das Resultat von Immoralität der involvierten Parteien
· Sie sind eher zumindest zum Teil das Resultat unabhängiger Parteien, die moralisch legitime Ziele in einer Situation verfolgen, deren Struktur sie in einen Konflikt führt
· „Government is a cross we must bear for more than our sins.“
· The question is not just “who needs a government?” but “who is better able to establish a government and under what circumstances?”
· Recht und Staat nur zur Ermöglichung von Freiheit gerechtfertigt:
· Recht = inbegriff der Bedingungen, unter denen die Willkür (äussere Freiheit) des einen mit der Willkür des anderen nach einem allgemeinen Gesetzte der Freiheit zusammen vereinigt werden kann
· Zwangsbefugnis zum Schutz der Freiheit (und nur dazu)
· „Ein Staat ist die Vereinigung einer Menge von Menschen unter Rechtsgesetzten.“ (Kant)
· Hauptelemente der Begründung PA im neutralen Ansatz:
· i. Nicht aufgrund von Erfahrung
· ii. Allein aus Vernunftgründen: zur Aufhebung des ungeregelten Zustands, in dem die möglichen äusseren Handlungen des Einzelnen notwendig mit gleichberechtigten Handlungen Anderer in Konflikt geraten
·  Zur Schaffung der Möglichkeit der Koexistenz von freien Wesen
· iii. Gilt unabhängig davon, ob Menschen moralisch gut oder schlecht disponiert sind
· iv. In einem rechtsfreien Raum gibt es keine Möglichkeit, Konflikte und Koordinationsprobleme nach Massgabe eines gleichberechtigten Anspruchs auf Freiheit zu lösen
· v. PA ist notwendig, muss aber auf „rule of law“ (Rechtsstaatlichkeit auf Grundlage von Freiheit) basieren
· Kritik/Reflexion des neutralen Ansatzes:
· i. Ansatz wirklich voraussetzungsschwach? Was braucht ein Mensch, damit er frei handeln kann?
· Zahlreiche Bedingungen müssen erfüllt sein; sind diese Privatangelegenheit?
· Fazit:
· Staatlicher Zwang ist legitim und notwendig zum Schutz von individueller Freiheit (Kant)
·  Staatlicher Zwang ist legitim zur Bereitstellung von freiheitsermöglichenden öffentlichen Gütern ( welche und welche nicht?)
PA und Öffentliche Güter (Klosko)
· Kloskos Liste von Funktionen der PA in komplexen Gesellschaften:
· i. Persönliche Sicherheit
· ii. Sichere Umwelt
· iii. „burdensome public goods“: Rechtssystem, Umweltschutz
· iv. „not burdensome public goods requiring coordination“
· v. Regulierungen, Standards (Pharma-, Essens-, Industrielle-)
· vi. Güter mit Konsum-Aussschliessbarkeit (Parks, kulturelle Aktivitäten, Schulen)
· vii. Redistribution
· Klosko:
· Mindestens diese sieben Funktionen sind notwendig, um akzeptierbare Leben zu führen in heutigen Gesellschaften
· Klosko: für alle sieben Funktionen braucht es den Staat zumindest teilweise oder sogar substantiell.
· Hauptgrund: Sie benötigen „regulated coordination“
· i. benötigen Koordinationsaufwand einer grossen Zahl von Menschen
·  Problem der hohen Anzahl involvierter Akteure
· ii. Komplexe Organisation
·  Anforderung hoher Problemlösungskompetenz
· iii. Zustimmung muss gesichert sein
·  Problem der Information und koordinierten Implementierung
· Weiterer Grund: i. – iv. sind öffentliche Güter
· Güter-Typologie:
· Reines öffentliches Gut:
· keine Rivalität im Konsum, keine Exklusion vom Konsum
· Klubgut:
· keine Rivalität, Exklusion
· Gemeingut:
· Rivalität, keine Exklusion
· Privates Gut:
· Rivalität, Exklusion
· Öffentliche Güter:
· Nicht-Exkludierbarkeit und Nicht-Rivalisierender Konsum des Öffentlichen Guts bilden ein Problem für dessen Produktion:
· Niemand hat ein Interesse, privat dafür zu investieren, auch wenn hohe Nachfrage besteht (Marktversagen)
·  ÖG werden deshalb vom Markt nur ungenügend zur Verfügung gestellt:
· Können nicht-staatliche Akteure die von Klosko aufgelisteten Güter produzieren oder braucht es den Staat (indirekt oder direkt)?
·  Vgl. Anarcho-Kapitalismus mit Kloskos Liste:
· i. Unmittelbare persönliche Sicherheit gegen Andere
· Private Sicherheitsverbände?
· Prinzipiell möglich, aber folgende Probleme:	
· Risk of chaos (Konflikt der privaten Sicherheitsverbände)
· enforcement-problems
· Was geschieht mit denjenigen, die den privaten Schutz nicht bezahlen können?
·  Staat grundsätzlich notwendig, nur teilweise delegierbar
· ii. Sichere Umwelt (milit. Sicherheit; law and order; öff. Ges. etc.)
· a. nicht-exkludierbar: daraus folgt PD-Struktur
· b. burdensome/scale (hohe Kosten, grosse Reichweite): Notwendigkeit zu „regulated coordination“ 
· c. private Gesundheitsvorsorge/versicherung möglich, aber PA notwendig bei Epidemiebekämpfung
· d. Katastrophenschutz durch Privatisierung aber PA nötig bei Massenevakuationen und Koordinationen der Hilfe
·  privates Sicherheitskonsortium müsste dieselben Attribute haben wie der Staat, um die Funktionen zu erfüllen
· iii. Andere ÖG: Not-burdensome PG’s requiring coordination
· Infrastruktur
·  Prinzipiell private Produktion möglich, aber sehr unwahrscheinlich wegen Grösse und Komplexität dieser Projekte, PD Struktur, wenn Koordination nicht gefunden wird
· iv. coordination public goods
· z.B. Währung, Verkehrsregulierung
·  Wenn Koordination einmal gefunden, keine PD-Struktur und durch Private herstellbar
·  Allerdings enforcement-problems
· v. regulation
· Regulierung und Standards für Medikamentensicherheit etc.
·  Zivilgesellschaftliche Lösungen plausibel (Klosko) z.B. Konsumentenschutz als Praxisbeispiel
· vi. excludable commons
· Problem der unzureichenden Bereitstellung?
· Problem des Zugangs für Schlechtergestellte wenn privat
·  Es braucht PA mindestens subsidiär
· vii. Umverteilung
· Wohlfahrtstaat: soziales Gut, kein ÖG da exkludierbar
· Beitragsperspektive aber analog zu ÖG:
· Nicht-Ausschliessbarkeit von öffentlichen Gütern durch moralische nicht-ausschliessbarkeit  jeder mit Bedarf wird unterstützt
· Private Wohltätigkeit und Philanthropie ist nicht zur Allgegenwärtigkeit und Gleichbehandlung verpflichtet
·  Steuersystem ist notwendig
· Konklusion:
· Staatsbegründung durch Freiheit begründet mehr als nur den „Nachtwächterstaat“
· Regulierung und Bereitstellung von tendenziell exkludierbaren ÖG bietet Spielraum für Auslagerung in nicht-staatliche Verbände
·  Kein „Totalstaat“ ist nötig
· Es bleibt die Frage: welche ÖG soll der Staat bei knappen Ressourcen zur Verfügung stellen?
Legitimität
· = Berechtigte Ausübung der politischen Autorität oder staatlichen Zwangsgewalt
·  Legitime PA hat das Recht zu regieren, also das Recht, Gehorsam gegenüber allgemeinen Gesetzen und amtlichen Weisungen zu verlangen, auch gegen den Willen der Betroffenen
· Legitimität1:
· Empirisch feststellbare Anerkennung, die eine wirkmächtige Mehrheit der Mitglieder einer politischen Mehrheit der Mitglieder einer politischen Organisation als Ganzem und ihrem Gefüge von Institutionen, Verfahren und Leistungen entgegenbringt
·  deskriptive Legitimität (-> Hitler?)
· Legitimität2:
· Anerkennungswürdigkeit einer politischen Organisation als Ganzem und/oder ihrer einzelnen Institutionen, Verfahren und Leistungen
·  Anerkennungswürdigkeit beruht auf allgemein begründbaren Prinzipien, Rechten, Entscheidungsprozeduren, Leistungen
·  normative Legitimität
· Beziehung zwischen empirischer und normativer Legitimität:
· Idee der Legitimität besteht darin, die beiden Aspekte des Begriffs durch prozedurale und institutionelle Differenzierungen möglichst zur Deckung zu bringen:
· Legitimität = Die durch anerkennungswürdige Zustimmungsverfahren ermittelte faktische Anerkennung einer PA und ihrer Entscheidungen
· Anerkennung kann verschiedenen Elementen der PA zukommen:
· Legitimität einer Policy: input legitimacy
· Legitimität der Verfahren und Machtmittel: throughput legitimacy
· Legitimität der Leistungen: output legitimacy
Souveränität (Hart)
· These (Hart): Keine Souveränität ohne Recht
·  Souveränität = durch Recht zuerkannter Status
· Allgemeiner Wortgebrauch:
· Souveränität1:
· Staatsgewalt, höchste Rechtsetzungs- und Rechtsdurchsetzungskompetenz (Kompetenz-Kompetenz)
· Souveränität2:
· Einzelstaatlichkeit, internationale Souveränität
· Gedankenexperiment (Hart) – Gegenthese: Souveränität ohne Recht
· Souverän ohne Rechtsgrundlage ist Adressat eines reinen Gehorsamshabitus der grossen Mehrheit der Untergebenen und ist selbst ohne Gehorsamshabitus gegenüber einem anderen
· Vgl. Hart: „A Sovereign: a person or body of persons whose orders the great majority of the society habitually obey who does not habitually obey any other person or persons“
·  Was passiert bei der Machtübernahme von Rex I (Souverän) zu Rex II?
· Problem: kein etablierter „habit of obedience“; kein Souverän?
·  Kontinuitätsproblem
· Lösung: Nachfolge im Vorfeld regeln (regeln -> Recht)
· Es folgt:
· Der Souverän II nimmt immer ein Recht in Anspruch, das nicht auf einem Gehorsamshabitus, sondern auf einer die Souveränität konstituierenden Regel beruht, die der durch die Regel konstituierte Souverän nicht selbst setzen kann.
·  Solche Regeln nennt Hart: rules of recognition
· im Gegensatz zu rules of obligation: Gebote, Verbote, Erlaubnisse etc.
·  PA erlässt rules of obligation, beruht aber auf rules of recognition
· Implikation:
· Nachfolge-Regel regelt auch Beständigkeit der Gesetze (Zeitlosigkeit)
· Spezialfall Demokratie:
· Mehr und komplexere rules of recognition sind nötig um:
· Das Volk als Souveränitätsträger zu konstituieren
· zu bestimmen, welche Entscheidungen nach welchen Prozeduren souverän bindend sind
·  Verfassung (oder funktionales Äquivalent) als Bündel von rules of recognition sind notwendige Bedingung der Volkssouveränität
· Volkssouveränität ausserhalb des Rechts:
· Nicht-rechtsbasierter Gehorsamshabitus gegenüber dem Volk ist nicht möglich, weil ohne rules of recognition kein Volk konstituiert ist
·  Konstitutionsproblem
· demos (Staatsvolk; Souveränitätsträger) vs. ethnos (Kulturvolk)
·  Vor seiner Konstitution existiert das Volk nicht
·  Volk als Souverän kann eigene konstituierende rule of recognition nicht selbst setzen (Zirkularität)
·  Konstitution auf Grund von Anerkennung durch andere Souveräne
·  Souveränität1 ergibt sich aus Souveränität2, Souveränität2 ergibt sich aus Anerkennung durch andere Souveräne
· Rechtliche Grenzen des Souveräns:
· Souverän auf Grund von reinem Gehorsamshabits: keine rechtlichen Grenzen der Souveränität
· Souverän auf Grund einer Regel: rechtliche Grundlager der höchsten Gesetzgebungsgewalt und Möglichkeit ihrer Einschränkung
· „Any written constitution may restrict the competence of the legislature, not merely by specifying the form and manner of legislation, but by excluding altogether certain matters from the scope of its legislative competence.” (Hart)
· 3 Thesen:
· 1. Einschränkung der obersten Staatsgewalt auferlegen dem Souverän keine positiven rechtlichen Pflichten, sondern entziehen ihm rechtliche Kompetenzen (legal disabilities, Hart)
· 2. Das Gesetz bedarf für seine positive Geltung und Durchsetzung keines unbegrenzten höchsten Gesetzgebers (Hart)
· 3. Die Grenzen des Souveräns lassen sich aus den Bedingungen der Konstitution und der Zustimmungswürdigkeit zur PA bestimmen
Freiheit (Berlin/Hayek)
· Freiheitsbegriffe
· Vielfalt von Freiheitsbegriffen (innere, äussere, Willens-, Wahl- etc.)
· Interesse hier: Handlungsfreiheit des Individuums im gesellschaftlichen Zusammenleben
· Freiheit ist Hauptzweck und Legitimationsbasis von politischer Autorität gemäss neutraler Begründung
· Freiheit als Fähigkeit, zwischen Optionen zu wählen?
· Was sind „Optionen“? Quanität? Qualität?, Was heisst „Fähigkeit“
·  Positive und negative Freiheit (gemäss Berlin – two concepts of liberty):
· Negative Freiheit:
· Freiheit von  Beeinträchtigung durch andere (insb. Staat)
·  „non-interference“
· Positive Freiheit:
· Freiheit zur Entfaltung von Möglichkeiten
·  „selb-determination“, „control“
· Hayeks Plädoyer für individuelle (negative Freiheit)
· Definition:
· Freiheit = Zustand der Menschen, in dem zwang auf einige vonseiten anderer Menschen so weit herabgemindert ist, als dies im Gesellschaftsleben möglich ist
· Charakteristika:
· Freiheit als Zustand
· Freiheit betriff nur interpersonale Verhältnisse
· Zustand der Freiheit nicht vollkommen realisierbar (Freiheit zu töten?)
·  Unfreiheit liegt nur dann vor wenn: jemand anderer die Macht hat, die Umstände so zu modifizieren, dass er nach dem Willen des anderen und nicht nach seinem eigenen Willen handeln wird
· Rechtfertigung staatlichen Zwangs:
· Es braucht eine Instanz, welche Individuen Androhung von Zwang gegen Zwang durch Andere schützt
·  Staat eignet sich am Besten als Instanz mit dem Monopol auf Zwangsausübung
· Bedingungen für die Legitimität staatlichen Zwangs:
· Staatsgewalt ist auf ein Minimum zu reduzieren
· Regeln müssen unpersönlich, allgemein, abstrakt und bekannt sein
· Kritik an NF und PF Freiheit
· Unzulänglichkeiten von negativer Freiheit?
· Formale Freiheitsbereiche müssen auch effektiv genutzt werden können
· Muss der Staat den Bürgern hierfür manchmal helfen?
·  Unterstützung zur Wahrnehmung von Möglichkeiten (Sozialstaat)
·  Schutz vor selbstbeschränkenden Handlungen (Drogen bspw.)
· Gefahren positiver Freiheit?
· Wohlgemeinter Zwang
· Gefahr der Instrumentalisierung
· Positive Freiheit als potentielle Waffe des Despotismus zum Zweck autoritärer/paternalistischer Unterdrückung
· „Once I take this view, I am in a position to ignore the actual wishes of men or societies, to bully, oppress, torture in the name, and on behalf, of their „real“ selves.“ (Berlin)
· Alternative Bestimmung des Freiheitskonzepts
· “we should be concerned about genuine choice as well as about the availability of options” (Miller)
· Freiheit als tradische Beziehung
· MacCallums These: Im Wesentlichen geht es bei der konkreten Bestimmung von Freiheit immer um drei Variablen:
· (x): agent („Was ist frei/unfrei?)
· (y): constraints: (Wovon ist es frei/unfrei?)
· (z): purposes (Wofür ist es frei/unfrei?)
·  Formel: „x is (not) free from y to (not) do/become z“
· Bsp. Zigarettensüchtige Autofahrerin
·  Dichotomisierung von NF und PF als Freiheit von bzw. für etwas ist irreführend: in beiden Fällen ist Fahrerin frei/unfrei „von“ etwas und frei/unfrei „für“ etwas
· Fazit: 
· Für das Konzept von politischer Freiheit spielt die Beurteilung von Beschränkungsfaktoren des individuellen Handelns, die durch zurechenbare Handlungen von anderen Personen oder von Institutionen entstehen ein erolle
· Je nachdem welche Beschränkungsfaktoren wir für relevant und gesellschaftlich kontrollierbar halten, werden wir fordern, dass der Staat die Mitglieder der Ges. in bestimmter Weise unterstützt und vor den Einflüssen anderer sowie der Regierungsgewalt selbst schützt
Demokratie (Dahl)
· Grundanliegen der Demokratie: Allgemein bindende Entscheidungen werden unter Berücksichtigung der frei geäusserten Stimme aller als politisch gleich betrachteten Mitgliedern gefällt
· Demokratie und Grundbedingungen politischen Handelns:
· Zwang kollektive Entscheidungen zu treffen, 
· trotz Einigkeit (nie Konsens)
· Begrenzte Information, Irrtumsanfälligkeit, konstanter Wandel
· Keine Einzelposition ist von Vornherein richtig oder plausibler als jede andere
· Demokratie antwortet ihrem Begriff nach auf den Zwang zu kollektivem Handeln mit:
· Anhörung und begründete Gewichtung möglichst aller Mitglieder des Gemeinwesens
· gleichen Beteiligung bei der Suche nach der Abgeltung der Interessen
· öffentliche Prüfung: der Wohlbegründetheit und internen Kohärenz der Argumente; Umsetzbarkeit
· vorher geregelte, periodische Revision der Entscheidungen und Wahlen
· Implikationen:
· Durch allgemeine politische Beteiligung wird bei Bürgern Erwartung erzeugt, dass die eigene Meinung nicht nur angehört, sondern auch umgesetzt wird
· Dies ist unter Bedingungen kollektiven Handelns im Dissens eine übertriebene Erwartung
· Bürgerbewusstsein in der Demokratie setzt voraus, dass nur Grundrechte und allgemeine Prinzipien unbedingt eingefordert werden
·  Ansonsten aber Kränkung darüber, dass wir weder allein auf der Welt noch wichtiger als die anderen sind hingenommen wird
· Die zwei Bedeutungsfelder von Demokratie
· demokratisch1:
· Bezeichnet Entscheidungsverfahren von Gruppen, bei denen alle als statusgleich betrachteten Mitglieder das Recht haben, sich zu beteiligen
· demokratisch2:
· Bezeichnet eine von einem Volk (demos) ausgehende und ausgeübte rechtlich-politische Autorität
· Demokratie = Staats- und Regierungsform, in der die politische Gewalt vom Volk ausgeht, im Namen des Volkes oder direkt vom Volk und für das Volk ausgeübt wird (vgl. Lincoln)
· Input-legitimität (of the people)
· throughput-Legitimität (by the people)
· output-Legitimität (for the people)
· demokratisch1 ist in demokratisch2 enthalten (aber nicht umgekehrt)
· normative Implikationen der Demokratie sind Freiheit und Gleichheit
· „As I would not be a slave, so I would not be a master. This is what expresses my idea of democracy.” (Lincoln)
· Historie:
· Germanische Thing
· Ältestes form germanischer „Demokratie“ in Antike und Mittelalter
· Versammlung aller freien Männer des Stammes (keine Frauen, Kinder, Fremde, Sklaven etc.)
· „Volk“:
· Konstitutive Regeln (rules of recognition)
· abgegrenzte Gruppe (Mitglieder/Nicht-Mitglieder)
· bestimmter Versammlungsort/Versammlungsart
· bestimmte Versammlungszeit
· partizipative Entscheidungsprozedur
· Was ist Volkssouveränität?
· Volk ist Legitimationsquelle, Souveränitätsträger, bestimmt sich selber (demokratisch2):
·  das souveräne Volk ist nur das durch einen anerkannten Rechtsakt konstituierte Volk und das durch anerkannte Prozeduren und Institutionen handelnde Volk
·  ausserhalb seiner anerkannten Konstitution und seiner institutionellen Manifestationen ist das Volk nicht der Souverän
·  Verhinderung des demokratischen Absolutismus durch Gewaltenteilung und unantastbare Grundrechte
· Volkssouveränität ist Resultat eines ständigen Prozesses von Deliberation und Entscheidung:
· formaler Entscheidungsträger-Demos
· Formale Mitgliedschaft
· Geregelte Wahl- und Entscheidungsfindungsprozeduren
· Formal geschlossen und limitiert
· deliberativer Demos:
· keine formale Mitgliedschaft
· offene, öffentliche Debatte, keine fixen Institutionen und Prozeduren
· beschäftigt sich mit Information und Argumentation
· Potentiell offen und unlimitiert
·  notwendigerweise nicht identisch
· Warum Demokratie?
· Dahl:
· „if actively adopted by people, democracy produces the best feasible political system, the best state“
· “…with all imperfections, more desirable than any feasible nondemocratic alternative”
· Begründung von Dahl:
· 1. intrinsisch:
· Personale (“intrinsische” Gleichheit)
· gleiches Freiheitsrecht einer jeden Person
· Recht einer jeden Person auf gleiche Berücksichtigung ihrer Anliegen
·  Principle of Equal Consideration of Interests (PECI)
· Zwei Einschränkungen des PECI:
· a.) Personenbezogene Gleichheit vs. Schicksalsbezogene Gleichheit
· Demokratie bring nicht unbedingt Glück, sondern nur Berücksichtigung dringender subjektiver Ansprüche
· b.) erkenntnistheoretische Überlegenheit von wenigen
· Deshalb braucht es auch: Presumption of Personal  Autonomy (PPA)
· Allen Personen wird die Fähigkeit zugesprochen, eigene Vorstellungen des Guten und Gerechten zu entwickeln
· 2. instrumentell:
· Demokratie realisiert grösstmögliche Freiheit, d.h. ist instrumentell wertvoll für Freiheit auf 3 Weisen:
· 1. Demokratischer Prozess impliziert notwendig Freiheitsrechte: Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Pressefreiheit etc.
· 2. Selbstbestimmung: Mehr Plausibilität, dass mehr Menschen unter Gesetzten leben, denen sie frei zustimmen als in alternativen Regierungssystemen
· Auch wenn sie sich in der demokratischen Minderheit finden gibt es den „loser’s consent“:
· Vertrauen auf Fairness der Verfahren
· dynamische Mehrheitsverhältnisse (Möglichkeit, dass jede Mehrheit zustande kommen könnte)
· 3. Moral Autonomy: Demokratie fördert menschliche Entwicklung:
· persönliche Entwicklung als moralische und soziale Wesen
·  Verneinung von Demokratie limitiert den Umfang moralischer Autonomie
· Fazit von Dahl:
· Regierungssystem muss folgende Bedingungen erfüllen:
· grösstmögliche Freiheit
· die Beförderung moralischer Autonomie
· die Befriedung dringender Ansprüche
·  Demokratie realisiert diese Ansprüche besser als andere Regierungsformen
· Demokratie – Eine Praxis der „westlichen“ Kultur?
· Partizipative, deliberative und gewaltenteilige Entscheidungsprozesse in verschiedenen Traditionen sind eine uralte Praxis aus u.a. Afrika/Indien
· Beeinflussung der Demokratiegeschichte im Westen durch aussereuropäische Traditionslinien: Irokesen
· Normative Demokratiemodelle:
· Liberales Modell:
· Rolle des demokratischen Prozesses: Primat der privaten Interessen
· Demokratische Prozesse programmieren Staat nach Privatinteressen
·  Politik als Vermittlungsfunktion
·  Individuelle Freiheit geht vor
· BürgerInnen als Subjekte:
· Verfassungssystem regelt Macht- und Interessensausgleich
·  Anonyme Herrschaft der Gesetze über Einzelsubjekte
· Legitimation durch:
· Schutz subjektiver Rechte
·  Staatszentriertes Verständnis von Politik
· „Natur des Politischen“:
· Agonistisches Verständnis
·  Machtkampf um Einfluss
·  Strategisches Handeln
·  Wahl: Ausdruck von Präferenzen; Markt-Analogie
· Republikanisches Modell:
· Rolle des demokratischen Prozesses: Primat der öffentlichen Sphäre:
· Ort des sittlich-moralischen Lebens
·  Verwirklichung von Solidarität und Anerkennung
·  Vorpolitische gesellschaftliche Basis: Zivilgesellschaf & politische Öffentlichkeit
· BürgerInnen als Subjekte:
· Das Handelnde Subjekt ist das gesellschaftliche Ganze
·  Selbstbestimmungspraxis der Bürger abhängig von Gesellschaft
· Legitimation des Staates:
· Legitimation durch Gewährleistung von Austausch über Ziele und normen von gemeinsamen Interesse
·  Politisierung der Zivilgesellschaft
· „Natur des Politischen“:
· Epistemisches/Ethisches Politikverständnis
·  Verständigungsprozess in öffentlicher Kommunikation
·  Kommunikatives Handeln
· Deliberatives Modell 
· Rolle des demokratischen Prozesses: Gleichgewicht von privaten und öffentlichen Interessen:
·  Poltische Prozesse als öffentliche Kommunikationsprozesse
· BürgerInnen als Subjekte:
· Institutionalisierung von intersubjektiven Kommunikationsprozessen, die dezentral im ganzen politischen System vorkommen
· Legitimation des Staates:
· Legitimation durch: Fokus auf rechtsstaatliche Verfassung und Meinungsbildungsprozesse
·  Institutionalisierung von Zivilgesellschaft
· „Natur des Politischen“:
· Mittelposition – epistemisch-agonistisches Politikverständnis:
·  Verständigungsprozesse öffentlicher Kommunikation über Grundlagen von Deliberationsprozessen
·  Strategische Kommunikationsformen erlaubt
· Begründung der Mehrheitsregel:
· Zweifache prozedurale Konkretisierung der Volkssouveränität:
· Deliberation: Freier Austausch von Argumenten, „sanfter Zwang des besseren Arguments“, „thruth tracking“, Meinungsbildung
· Entscheidung: entweder Konsens oder Dissens, bei Dissens Mehrheitsregel
· Schwierigkeiten:
· 1. Mehrheit kann durch technisches Hilfsmittel von Mehrheitsentscheidung durch politische Marginalisierung der oppositionellen Minderheit zur „majority rule“ werden
·  Majority rule ist nicht demokratisch, da in der Mehrheitsregel angelegt ist, dass eine momentane Minderheitsmeinung zu einer Mehrheitsmeinung werden kann
· 2. Kontext/Zweck bestimmt demokratischen Wert der Mehrheitsregel:
· Welche Ziele/Zwecke verfolgt die Gruppe? Welche Rechte gewährt sie den Nichtmitgliedern ihrer Gruppe?
· 3. Blosses Nummernspiel / gleicht eher Münzenwurf als begründeter Entscheidung
· 4. Mehrheitsregel als nächstbeste Lösung in Ermangelung einer besseren Regel unter Bedingungen eines Entscheidungszwangs
· 5. Mehrheitsregel „offensichtlich“  „natürlich“ gemäss Locke:
· Erste Stufe: Einstimmige Einwilligung von Individuen, um einen politischen Körper zu bilden (hypothetischer Gesellschaftsvertrag)
· Zweite Stufe: Mehrheitsentscheidung, also „greater force“ bestimmt die Entscheidungen der poltischen Einheit
· Begründung der Mehrheitsregel durch physikalische Kraft:
· 3 Voraussetzungen für plausible physikalische Begründung der MR:
· 1. Zusammenhalt der Polity auch nach Entscheidungen
·  Einfache numerische Mehrheit genügt nicht, um den Zusammenhalt der Gruppe nach der Entscheidung zu erklären
· Unmöglichkeit der Kohäsion (Zusammenhalt) durch reine Kraft einer einfachen Mehrheit
· Bei Locke: hypothetische Zustimmung, Zustimmungswürdigkeit (normatives, nicht physikalisches oder naturalistisches Argument)
· „greater force“ kann nicht physikalisch gemeint sein
· 2. Entscheidung als vektorielle Resultante von Kräften
· Vektor Modell ist physikalisch einleuchtender als „winner takes it all“; MR bedeutet aber genau das
· 3. Gleiche „Kraft“ aller Teilnehmenden
· Physikalisches Verständnis der MR ignoriert die Intensität der Meinungen und die faktische Ungleichheit der Kräfte der einzelnen Akteure
·  Physikalisches Verständnis und Begründung der MR widersprechen phys. Gesetzen und sind empirisch unplausibel
· Nicht-physikalische Begründung der Mehrheitsregel:
· Begründung: Zustimmung von Personen
· Zustimmungsbegriff bezieht sich auf Einsicht/Überzeugung und abstrahiert von „Kraft“
· Es geht um moralische oder epistemische Überzeugung, um Gründe, nicht Krafteinheiten
·  Normative Bedeutung von Zustimmung
· Fazit:
· 1. Zustimmung ist nicht physikalisch-bewegende Kraft, sondern legitimierende, autorisierende Kraft
· Interessen sind ungleich, ähnlich wie die Intensität der Zustimmung
· Problem der Kommensurabilität (Vergleichbarkeit) des Gesamtnutzens bzw. Schadens
· 2. Es geht um Respekt der normativen Gleichheit der Individuen als legitimierende Akteure:
· Innerhalb bestimmter Grenzen der Zustimmungswürdigkeit ist ein Mehrheitsbefehl fairer als ein Minderheitsbefehl
· 3. Jedes Mitglied ist potentiell entscheidend
· Bsp. Unter 26 Stimmenden Stimmengleichheit, M27 kommt dazu und ist entscheidend
·  ist im Prinzip dank geheimer Abstimmung für jede Person möglich, das entscheidende Mitglied zu sein
· Weitere Aspekte:
· Mehrheitsregel besser als Los?
· Legitimität der Selektionierten wäre bei Losentscheid schwächer, da nicht auf Grundlage von Beratschlagung sondern durch Zufall ins Amt gekommen
· Demokratische Zustimmung meint Zustimmung der Bürger zu einer Person und ihrem Programm
· Demokratiemüdigkeit
· Poltische Gleichheit und ökonomische Ungleichheit
· Unbestrittene Gleichheiten:
· Gleichheit aller vor dem Gesetz
· Formale politische Gleichheit: Grundfreiheiten, gleiche politische Mitbestimmungsrechte
· Einfluss von ökonomischen Ungleichheiten auf die Demokratie?
· Kein unmittelbarer Einfluss von ökonomischer Macht (affluence) auf politischen Einfluss (influence)
· Aber: Grosse ökonomische Ungleichheit kann Gewährleistung gleicher politischer Rechte unterminieren
Gerechtigkeit
· Kommutative (ausgleichende) Gerechtigkeit (nach Aristoteles):
· Verhängung von Strafen, Wiedergutmachung von Schäden, Tausch von Gütern
·  Ziel: „arithmetische“ Gleichheit
·  Unabhängig von den Eigenschaften der Personen
·  Voraussetzung: Statusgleichheit
· Distributive (verteilende) Gerechtigkeit:
· Begriff:
· Verteilung von Ämtern, Gütern, Rechten, Pflichten
·  Ziel: „geometrische“ Verhältnismässigkeit; gewichtete Gleichheit der Verteilung
·  Abhängig von den Eigenschaften der Personen
·  Herausforderung: Für unterschiedliche Verteilungsgegenstände gilt es das jeweils relevante Verteilungskriterium zu finden
· Mögliche Prinzipien:
· Gleichheit
· Verdienst (Anstrengung oder Ergebnis)
· Bedarf (Marx)
· Gesellschaftlicher Gesamtnutzen oder durchschnittliche individuelle Nutzensteigerung (Utilitarismus)
· Vertrag, Abmachung, Zustimmung (Rawls)
· Utilitarismus:
· Moraltheorie:
· Nutzenprinzip: Eine Handlung ist moralisch richtig, wenn und nur wenn sie den grössten Nutzen für die grösste Zahl verursacht
·  Nur Konsequenzen von Handlungen oder Regeln sind moralisch relevant
· Utilitarismus als reiner Konsequentialismus:
· 3 Annahmen:
· 1. Moralische Richtigkeit als Funktion des in sich Guten; das in sich Gute ist logisch unabhängig vom moralisch Richtigen
· 2. Rationalitätsgebot: Maximierung dieser Funktion
· 3. Verallgemeinerung: W
· as für jeden Einzelnen von uns gilt, gilt genauso für alle zusammen
· Schlussfolgerungen aus Annahmen:
· Moralisch handeln heisst nach der bestmöglichen Bilanz des in sich Guten für die Gesamtheit der Betroffenen zu streben
· D.h.: Eine Handlung oder Regel ist nur dann geboten, wenn sie ein Übergewicht an guten gegenüber schlechten Folgen im Hinblick auf einen Zweck hervorbringt
· Probleme:
· Konsequenzen: Ex post in Bezug auf Handlung? Ex ante in Bezug auf Handlung?
· Moralisches Gewicht von unbeabsichtigten Konsequenzen?
· Utilitarismus und distributive Gerechtigkeit:
· Utilitarismus als Nutzenmaximierung: ist er „verteilungsblind“?
·  Ja, insofern für Utilitarismus Gesamtnutzen ausschlaggebend ist, nicht der Nutzen für das Individuum
·  Nein, reagiert auf individuelle Schlechterstellung, berücksichtigt bei Intermediären Wohlfahrtsfunktion abnehmenden Grenznutzen
· Utilitarismus und Wohlfahrtsökonomie:
· Basiert auf Schriften von Pareto
· Unterscheidet zwischen Effizienz und Verteilung und behandelt die Verteilung mit dem Kriterium der Effizienz
·  Distributive Effizienz: Güter sind an jene verteilt, die den grössten Nutzen daraus ziehen können
· Pareto-System:
· Pareto-Besser: Zustand A ist besser als Zustand B, wenn mindestens ein Individuum bessergestellt ist, ohne dass ein anderes Individuum schlechter gestellt werden müsste
· Pareto-Optimum: Zustand, in dem keine Pareto-Besser mehr möglich sind
·  Jedes Pareto-Optimum entspricht einer vollständigen Einkommensverteilung in der Wirtschaft, kann grosse Einkommensungleichverteilungen beinhalten
· Pareto Effizienz ist jedoch kein hinreichend spezifischer Massstab, um zwischen verschiedenen Verteilsituationen zu wählen, die den gleichen grösseren Gesamtnutzen bieten.
· Soziale Wohlfahrtsfunktionen:
· A. Utilitaristische Wohlfahrtsfunktion:
· Addiert den Nutzen eines jeden Individuums zu einem gesellschaftlichen Gesamtnutzen
· Alle werden gleich behandelt ohne Berücksichtigung ihres Ausgangszustandes von Nutzen
· Wohlfahrtskurve ist linear sinkend gegen rechts
· B. Intermediäre Wohlfahrtsfunktion:
· Mit zunehmender Ungleichheit muss der Nutzen für die relativ Reichen zunehmen, um den Verlust von Nutzen der relativ Armen zu kompensieren (zu/abnehmender Grenznutzen)
· Wohlfahrtskurve ist nach unten gebogen
· John Rawls: Eine Theorie der Gerechtigkeit
· Ziel: Prinzipien bestimmen, die vernünftigerweise einer gerechten Grundstruktur einer Gesellschaft zugrunde gelegt werden sollten
· Kriterium distributiver Gerechtigkeit: Zustimmungswürdigkeit
· Weg/Methode: Hypothetisches Vertragsargument
· Gedankenexperiment „Schleier des Nichtwissens“:
· Abstraktion von individueller sozialer Position, eigener Risikoaversion, Lebensentwürfen, Wertvorstellungen etc.
· Jede Person kennt die möglichen sozialen Positionen und prüft, welche Prinzipien akzeptabel sind, ohne zu wissen, in welcher dieser Lagen sie sich befinden wird. Sie kennt:
· Allgemeine Ansichten über Gesellschaften, Wirtschaftssysteme und dergleichen
· Die zu verteilenden Grundgüter (primary goods):
· Rechte, Freiheiten und Chancen sowie Einkommen und Vermögen, aber auch das Selbstwertgefühl
·  Einigung über Verteilungs-Prinzipien von Grundgütern für die Gesellschaft als Ganzes
· Zwei Prinzipien der Gerechtigkeit:
· Das 1. Prinzip (Freiheitsprinzip):
· Gleiches Recht auf das umfangreichste System gleicher Grundfreiheiten, welches mit gleichem System für alle anderen verträglich ist
·  Verteilung von Rechten und Freiheiten
·  Grenzen individueller Rechte und Freiheiten bestehen in Rechten und Freiheiten jeder anderen Person
· Das 2. Prinzip:
· Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten müssen folgendermassen beschaffen sein:
· a. Differenzprinzip:
· Besserstellung eines Individuums ist nur dann gerechtfertigt, wenn dadurch auch die Situation des am schlechtesten gestellten Individuums verbessert wird
· b. Prinzip fairer Chancengleichheit:
· Müssen mit Ämtern und Positionen verbunden sein, die allen gemäss fairer Chancengleichheit offenstehen
· Vorrangregelungen:
· 1. Absolute Vorrangstellung für das Freiheitsprinzip vor dem zweiten Prinzip
· 2. Vorrang des Prinzips der fairen Chancengleichheit vor dem Differenzprinzip
· Offene Fragen:
· Maximin-Regel: Wird sich hinter Schleier des Nichtwissens für jene Alternative entscheiden, deren schlechtestmögliches Ergebnis besser als das aller anderen Alternativen ist
· Gemäss Rawls gelten Prinzipien nur unter liberalen Voraussetzungen
· Gemäss Rawls gilt 2. Prinzip nur bei Kooperation
· Konsequenzen für die institutionelle Praxis gemäss Rawls:
· Property owning democracy statt welfare state capitalism
· Einschränkung von intergenerationaler Übertragung von sozioökonomischen Vorteilen
· Eindämmung des Einflusses von Geld in der Politik
· Gewährleistung von Produktivkapital an eine breite Eigentümerschaft
·  „Unten“: Existenzminimum; „Oben“: Verhinderung von übermässiger Konzentration von Produktivkapital in den Händen Weniger
· Kritik:
· Kommunitaristische Kritik:
·  Kritik am atomistischen Menschenbild (Nichtberücksichtigung der Einheit im Aufbau von Gesellschaften)
·  Kritik am Unparteilichkeitsgedanken (im Schleier)
· Libertaristische Kritik: Umverteilung = schlecht
· Offene Frage: Umfang und Grenzen der Gesellschaft, innerhalb derer umverteilt wird  regionale, globale Gerechtigkeit?
Nationalstaat (Miller)
· Millers Erklärungsprinzip politischer Einheit:
· Selbstregierung
· Antike: Stadtstaat als Paradigma der politischen Einheit
·  hatte reale, face-to-face Gemeinschaft
· Moderne: Nationalstaat löst Stadtstaat ab
· Vergrösserung
· Strukturwandel: von direkten zu repräsentativen Regierungssystemen, Föderalisierung, imagined community
· Strukturkontinuität: politische Einheit, Solidarität
· Grund der Differenzierung in politische Einheiten ist der Antagonismus zwischen kulturell untrschiedlichen Völkern
· Aufteilung und Abgrenzung nationalstaatlicher politischer Einheiten ist normativ ambivalent, positiv hebt Miller hervor:
· Kommunikationsgemeinschaft (Sprache, geteilte kulturelle Kodierung)
· Sicherheitsgemeinschaft
· Millers zwei Gründe zu Gunsten der Werthaltigkeit des Nationalstaates:
· Gemeinsame Identität und politische Gemeinschaftsgefühl im Nationalstaat favorisieren:
· 1. Demokratiefähigkeit
· Versöhnung von Mehrheit und Minderheit
· Vertrauen zwischen „Gleichartigen“
· 2. Soziale Gerechtigkeit
· Institutionelle Fähigkeiten des Transfers
· Bereitschaft zu Transferzahlungen
· Gegenargument: Belgien mit „doppelter Kultur“ oder auch multikulturelle Schweiz
·  Föderalismus sorgt für sub-nationale Kompetenzen bei sozialer Gerechtigkeit
·  Mehrfachidentität und Bedeutung der nationalen Identität
Global Justice (Miller)
· Kosmopolitismus als Alternative von Nationalstaat:
· 1. Zentralistisch: Weltregierung
· Millers Argumente dagegen:
· undemokratisch (Bürgerferne)
· tyrannisch (keine Exit-Optionen)
· unmöglich ohne globale kulturelle Homogenisierung (und in dem Fall unerwünscht)
· 2. Dezentral: Immanuel Kants „freier Völkerbund“ republikanischer Staatsvölker
· Miller: belässt die politische Autorität (Souveränität) auf der Ebene der Staatsvölker – ändert also nichts an der nationalstaatsbasierten Grundstruktur der internationalen Beziehungen
· 3. Ethischer (nicht politischer) Kosmopolitismus:
· Betrifft individuelles Verhalten und individuelle Einstellungen zu globalen Problemen und globalen Folgen nationaler Politiken
· Gleiche Gewichtung der Interessen aller Menschen, unabhängig von nationaler Zugehörigkeit, Rasse, Religion, Sprache, etc.
· Nationale Politiken zur Förderung globaler Gerechtigkeit
· Miller Gründe dagegen:
· 1. Kulturelle Differenzen
· 2. Zusammenhang Gerechtigkeit und Reziprozität (Würde es nur in Nationalstaaten geben)
· Millers nicht-kosmopolitische Alternative zu globaler Gerechtigkeit:
· 1. Gerechtigkeit der Interaktion zwischen Staaten
· Pacta sunt servanda (Vertragstreue)
· Territoriale Integrität muss respektiert werden
· Gewalt nur zur Selbstverteidigung
· Gerechte Aufteilung von Kosten und Nutzen internationaler Kooperation (Umwelt, Handel)
· 2. Schutz grundlegender Menschenrechte
· 3. Schutz politischer Selbstbestimmung
· Kritik an Millers Alternative:
· 1. Falsche Dichotomie national – global
· 2. Homogene Konzeption nationaler Einheit
· 3. Naturalistische Konzeption nationaler Einheit
· 4. Mangel an Reflexion über institutionelle Implikationen seiner eigenen Konzeption von global justice
Krieg und Frieden (Walzer)
· Terrorismus (nach Global Terrorism Index 2015):
· Zunahme des Terrors 2015 für OECD Länder: 21 von 35 OECD-Ländern erlebten 2015 Terroranschläge
· Rückgang des Terrors 2015 global gegenüber 2014 um 10% (primär im Irak Somalia, Pakistan, Indien, Nigeria)
· 2015 war das zweittödlichste Jahr seit Aufzeichnung
· 50% aller Terroropfer in Irak, Nigeria und Afghanistan
· Definition von Terrorismus laut GTI:
· The threatened or actual use of illegal force and violence by a non-state actor to attain a political, economic, religious or social goal through fear, coercion, or intimidation.
· Was ist Terrorismus?
· Begriffsbestimmung ist höchst umstritten, ebenso die Frage, ob der Begriff im Recht Verwendung finden soll oder nur in politische Diskurse gehört
· Walzer’s Definition:
· Terrorismus ist das bewusste Töten Unschuldiger, die zufällig am falschen Ort sind, um einer ganzen Bevölkerung Furcht einzujagen und ihre Regierungen unter Druck zu setzen
·  Implikationen:
· Trifft zu auf revolutionäre oder nationale Befreiungsbewegungen (egal, ob von „rechts“ oder „links“)
· Staatsterrorismus:
· von diktatorischen und totalitären Regimes gegen ihr eigenes Volk eingesetzt, um Furcht zu verbreiten und eine politische Opposition im Keim zu ersticken
· Terrorismus im Krieg:
· Töten von Zivilisten in so grosser Zahl, dass ihre Regierungen zur Kapitulation gezwungen sind
· Diskussion von Walzer’s Begriffbestimmung:
· Definition ist minimalistisch:
· Kriterien erlauben relativ klare Unterscheidung zwischen Freiheitskämpfern und Terroristen, vermindert und präzisiert Anwendungsbereich des Begriffs
· Eventuell unzureichend:
· Berücksichtigt nur die Tötung, nicht aber die massive physische Nötigung und Tötungsandrohung
· Aufruf zu terroristischen Handlungen bei Walzer nicht Teil des Verbrechens, sondern separates Delikt
· Fokus auf als terroristisch bezeichnete Handlungen führt zu höherer Genauigkeit in der Begriffsbestimmung und Identifikation des Phänomens
·  Im Gegensatz zur Bestimmung des Terrorismus durch terroristische Absichten/Gesinnung oder durch erzielte Schreckenswirkungen
· EU Framework Decision on Combating Terrorism:
· Terroristische Handlungen sind laut Artikel 1:
· a. attacks upon a person’s life which may cause death
· b. attacks upon the physical integrity of a person
· c. kidnapping or hostage taking
· d. causing extensive destruction to a Government (or public facility, an infrastructure facility, a public place of private property, etc.)  likely to endanger human life or result in major economic loss
· e. seizure of aircraft, ships or other means of public or goods of transport
· f. manufacture, possession, acquisition, transport, supply or use of weapons, explosives, ABC weapons, as well as research into, and development of, ABC weapons
· g. release of dangerous substances, or causing fires, floods or explosions the effect of which is to endanger human life
· h. interfering with or disrupting the supply of water, power or any other fundamental natural resource the effect of which is to endanger human life
· i. threatening to commit any of the acts listed in a. – h.
·  Implikationen:
· Widerstandskampf mit Materialschaden ist von Terrorismus nicht zu unterscheiden
· Die Lehre des gerechten Kriegs (Walzer):
· Die moralische Realität des Kriegs setzt sich aus zwei Aspekten zusammen:
· 1. Begründung des Kriegs (adjektivisch, ein bestimmter Krieg ist gerecht/ungerecht)
· 2. Mittel des Kriegs (adverbial, eine bestimmte Kriegsführung ist gerecht/ungerecht)
·  ius ad bellum = justice of war, ius in bello = justice in war
· Kriterien der ius ad bellum:
· Gerechter Grund:
· Was ist ein gerechter Grund? Mögliche Antworten:
· a. Selbstverteidigung im Fall eines Angriffskriegs
· b. Intervention gegen massive Verletzung von Menschenrechten
· Legitimität von Präventivkrieg?
· Legitime Autorität:
· Wer hat die legitime Autorität? Mögliche Antworten:
· a. Selbstverteidigung: Regierung souveräner Staaten , da souveräne Staaten Sachverwalter der individuellen Rechte der BürgerInnen sind, somit nehmen BürgerInnen ihr kollektives Selbstverteidigungsrecht wahr
· b. Intervention gegen massive Verletzungen von Menschenrechten: Sicherheitsrat der UN
· Rechte Absicht:
· Nur “reine” Motive zulässig?
· Ist die “hidden agenda” unerheblich, solange primäres Ziel primär bleibt?
· Nur Widerherstellung des status quo ante oder Pflicht zum langfristigen Engagement?
· Letztes Mittel (ultima ratio):
· Formal einleuchtend, aber: wann ist militärische Gewalt das “letzte Mittel”?
· Vernünftige Aussicht auf Erfolg:
· Ziel des Kriegs/der Intervention muss “sehr deutlich” erwarten lassen, “dass die positiven Folgen eines militärischen Eingriffs seine negativen Folgen bei weitem übertreffen.”
· Verhältnismässigkeit der Güter
· Kriterien der ius in bello:
· Verhältnismässigkeit der Mittel
· Bezieht sich auf gesamte Kriegsführung
· Schwammiges Kriterium?
· Non-Kombattanten-Immunität
· Behandlung Kriegsgefangener
· Schutzpflich besetzer Gebiete
· Etc.
· Zusammenhang zwischen ius ad bellum und ius in bello:
· Urteile über die beiden Dimensionen sind logisch unabhängig
· Maximalposition: Ein Krieg/eine militärische Intervention ist dann und nur dann gerechtfertigt, wenn er/sie alle genannten Kriterien erfüllt
· Minimalposition: Priorität des ius ad bellum, nichtkumulative Erfüllung der Kriterien
· Humanitäre Intervention als gerechter Krieg?
· Thematik der humanitären Intervention erweist sich in jüngerer Zeit als Anwendungsfall des Gedankenguts der Theorie des gerechten Kriegs
· „Responsibility to protect“
· Expliziter Rückgriff auf Kriterien des „gerechten Kriegs“
· Bspw. Somalia, Kosovo, Libyen, nicht in Rwanda
· Definition:
· Drohung oder Anwendung von grenzüberschreitender militärischer Gewalt durch einen Staat oder eine Staatengruppe 
· Ziel, massive und elementare Verletzungen von Menschenrechten zu verhindern oder zu beenden, und zwar ohne Einwilligung des angegriffenen Staates
· Konflikt: Nicht-Interventions- bzw. Souveränitätsnorm vs. Anliegen des Schutzes und der Durchsetzung fundamentaler menschenrechte
· Kriterien der humanitären Intervention (vgl. Gerechter Krieg)
· Gerechter Grund: Verletzung grundlegender Menschenrechte
· Legitime Autorität: UN-Sicherheitsrat oder regionale Organisationen kollektiver Sicherheit
· Ultima Ratio: Zwangsmassnahmen nach Ausschöpfung aller nicht-militärischen Mitteln
· Rechte Absicht: Schutz vor massiven Verletzungen elementarer Menschenrechte
Ziviler Ungehorsam (Bedau)
· Was ist Ziviler Ungehorsam? Es ist..
· eine öffentliche,
· gewaltlose,
· gewissensbestimmte,
· gesetzeswidrige Handlung,
· die gewöhnlich eine Änderung der Gesetze oder der Regierungspolitik herbeiführen soll
· Zusatzbedingungen (Rawls und Habermas):
· Nur für Fälle schwerwiegender Ungerechtigkeit/Verteidigung von Grundprinzipien
· Alle legalen Einflussmöglichkeiten müssen erschöpft sein
· Verfassungsordnung als Ganzes darf nicht gefährdet werden
· Öffentliche Ankündigung und Kalkulierbarkeit für Polizei und Aktivisten
· Zurückhaltung auf Seiten von Aktivisten und Staat
· Abgrenzung des Begriffs nach ethischer Rechtfertigung:
· Gewaltloser Widerstand gegen Unrechtsregime ohne konstitutionell garantierte Grund- und Mitspracherechte (Kolonialismus, Autoritarismus in all seinen Formen, vgl. Gandhi, Tiananmen Platz)
·  Zuspitzung des ethischen Rechtfertigungsproblems des Ungehorsams in einem demokratischen Verfassungsstaat, der zahlreiche legale Mittel zum Widerstand und zur Verfassungs- oder Gesetzesänderung zulässt
· Rechtfertigung des Zivilen Ungehorsams:
· Der demokratische Verfassungsstaat:
· 1. Rechnet mit hohem Revisionsbedarf und Fehlbarkeit
· 2. Ist stets offen für höhere normative Ansprüche
· 3. Ist von fragile und ändernden Mehrheiten und vom Ermessensspielraum von Richtern abhängig
· 4. Ist Blockierung ausgesetzt
· 5. Lässt unter bestimmten Bedingungen die Geltung von Gesetzen auch rechtlich in der Schwebe 
· 6. Ist ein (ewiger) unabgeschlossener Lernprozess, der zu seiner Weiterentwicklung stets auf extralegale Formen des Widerstandes angewiesen ist
· Anwendung des Begriffs:
· Ziviler Ungehorsam als Konflikt zwischen Recht vs. Moral/Religion?
· Nein: Liberal-demokratische Verfassungen berufen sich auf Rechtsprinzipien, die im Bezug zu jeweils geltenden Gesetzen einen „normativen Überschuss“ enthalten
· Was bedeutet „gewissensbestimmt“?
· Selbstvergewisserung muss Quelle des Zivilen Ungehorsams sein
· Kann nicht befohlen oder gesetzlich implementiert werden
· Ausdruck ist ein Appel an das Urteilsvermögen von Personen
· Gewissensurteile müssen sich duch universalisierbare Gründe ausweisen; keine Privatmoral  Religiöse Offenbarung bspw. kein legitimer Grund)
· Darf ZU einen privaten Vorteil bringen?
· Nein. Gesetzesbruch zum eigenen Vorteil unterhöhlt die gesamte Verfassungsordnung durch Möglichkeit von Egoismus im Namen höherer Moral
· Appellwirkung des ZU besteht in der Inkaufnahme eines persönlichen Nachteils im Dienst des normativen Fortschritts der Verfassungsordnung
· Soll ZU legalisiert werden? Soll von Strafe abgesehen werden?
· Nein. Die Normalisierung entzieht dem Gesetz seinen Sinn
· Regelverletzender Protest allein erzielt Appell- und Signalwirkung
· Akteure des ZU sollten aber nicht wie gemeine Verbrecher behandelt werden, sondern moderate Strafverfolgung erfahren
· Gewaltlosigkeit = Verbot jeglicher Nötigung?
· Nein. z.B. moderate Einschränkung der Bewegungsfreiheit Dritter ist nicht prinzipiell unethisch, auch nicht wenn es Aktivisten trifft
· Kritik an ZU:
· 1. Gefährdung der Rechtsordnung
·  Ist aber auch nach Definition des ZU unzulässig
· 2. Gesetze lassen keine Ausnahme zu, „Gesetz ist Gesetz“
·  Rechtshierarchie des demokratischen Verfassungsstaates ist mehrstufig, zuoberst sind die Prinzipien und Grundrechte der Verfassung, zu denen Gesetze in Spannung stehen können: Gesetz ist also nicht unbedingt Gesetz
· 3. Gefährdung des Rechtsfriedens
·  ZU soll gewaltlos, begrenzt und punktuell sein
·  Eine Gefährdung des Rechtsfriedens (Starten eines Bürgerkriegs) wäre unzulässig
· 4. Unterminierung der Rechtssicherheit
·  ZU soll gewaltlos, begrenzt und punktuell sein
·  Uneigennützigskeitsbedingung: Rechtsbruch des ZU führt zu eigenen Nachteilen (Strafverfolgung), ist also tendenziell sehr selten
· 5. Missachtung des Volkswillens / der Spielregeln der Demokratie
·  ZU steht im Zusammenhang mit Unvollkommenheit des Mehrheitsprinzips, besonders im Kontext der Verletzung von Grundrechten
·  Nur seltene und punktuelle Missachtung
·  Unvollkommenheit der Repräsentation des „Volkswillens“, besonders in der repräsentativen Demokratie
· 6. Unüberprüfbare Metaphysik der Moral
· Im ZU im demokratischen Verfassungsstaat kann nicht auf ein ungeschriebenes „Naturrecht“ oder „göttliches Recht“ (aka unüberprüfbare Metaphysik) Bezug genommen werden, sondern nur auf:
· Verfassungsprinzipien/Grundrechte
· Unschärfe von bestimmten Gesetzen in Bezug auf ihre absolute Geltung
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